SachsRiG

Bekanntmachung
der Neufassung des Richtergesetzes
des Freistaates Sachsen

Vom 2. August 2004

Aufgrund des Artikels 2 des Zweiten Gesetzes zur Anderung des Richtergesetzes des Freistaates
Sachsen vom 23. April 2004 (SachsGVBI. S. 143) wird nachstehend der Wortlaut des
Richtergesetzes des Freistaates Sachsen in der seit dem 23. Mai 2004 geltenden Fassung bekannt
gemacht. Die Neufassung beriicksichtigt:

1. die Fassung der Bekanntmachung des Gesetzes vom 13. Februar 1997 (SachsGVBI. S. 117),

2. denam 1. April 1999 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Méarz 1999
(SachsGVBI. S. 121, 125),

3. den am 10. April 2002 in Kraft getretenen Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Marz 2002
(SachsGVBI. S. 108, 110),

4. den am 23. Mai 2004 in Kraft getretenen Artikel 1 des eingangs genannten Gesetzes.

Dresden, den 2. August 2004

Der Staatsminister der Justiz
Dr. Thomas de Maiziére

Richtergesetz
des Freistaates Sachsen
(SachsRiG)

Erster Abschnitt
Allgemeine Vorschriften

§1

Grundsatz

Die rechtsprechende Gewalt obliegt den Richtern. Die Richter sind unabhéngig und nur dem Gesetz
unterworfen. Sie sprechen Recht im Namen des Volkes.

§2
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts anderes bestimmt, fir die Berufsrichter im Landesdienst. Fir
Staatsanwalte gilt es, soweit es besonders bestimmt ist.

§3
Geltung des Beamtenrechts

Soweit das Deutsche Richtergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1972 (BGBI. |
S. 713), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2002 (BGBI. | S. 2592), in der
jeweils geltenden Fassung, und dieses Gesetz nichts anderes bestimmen, gelten fiir die
Rechtsverhaltnisse der Richter die Vorschriften fiir Beamte des Freistaates Sachsen entsprechend.

§4
Richtereid

(1) Der Richter hat in &ffentlicher Sitzung eines Gerichts folgenden Eid zu leisten: ,Ich schwoére, das
Richteramt getreu dem Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland, getreu der Verfassung des
Freistaates Sachsen und getreu dem Gesetz auszufiihren, nach bestem Wissen und Gewissen ohne
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Ansehen der Person zu urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen.”

(2) Der Eid kann auch mit der Beteuerung ,So wahr mir Gott helfe* geleistet werden.

§5

Altersgrenze

(1) Der Richter auf Lebenszeit tritt mit Ablauf des Monats in den Ruhestand, in dem er das

67. Lebensjahr vollendet. Der Richter auf Lebenszeit, der vor dem 1. Januar 1947 geboren ist, tritt mit
Ablauf des Monats in den Ruhestand, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet. Der Richter auf
Lebenszeit, der nach dem 31. Dezember 1946, aber vor dem 1. Januar 1964 geboren ist, tritt mit
Ablauf des Monats in den Ruhestand, in dem er das nach nachfolgender Tabelle maBgebliche
Lebensalter vollendet:

Richter des Geburtsjahrgangs Lebensalter
1947 65 Jahre und 1 Monat
1948 65 Jahre und 2 Monate
1949 65 Jahre und 3 Monate
1950 65 Jahre und 4 Monate
1951 65 Jahre und 5 Monate
1952 65 Jahre und 6 Monate
1953 65 Jahre und 7 Monate
1954 65 Jahre und 8 Monate
1955 65 Jahre und 9 Monate
1956 65 Jahre und 10 Monate
1957 65 Jahre und 11 Monate
1958 66 Jahre
1959 66 Jahre und 2 Monate
1960 66 Jahre und 4 Monate
1961 66 Jahre und 6 Monate
1962 66 Jahre und 8 Monate
1963 66 Jahre und 10 Monate

(2) Der Eintritt in den Ruhestand kann vorbehaltlich Satz 2 nicht hinausgeschoben werden. Wenn es
im dienstlichen Interesse liegt, kann die Stelle, die flir die Ernennung zusténdig ware, flir Richter auf
Lebenszeit der Geburtsjahrgange 1962 bis 1964 mit Zustimmung des Richters oder auf seinen Antrag
den Eintritt in den Ruhestand fiir eine bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr und insgesamt drei Jahre
nicht Ubersteigen darf, hinausschieben. In diesen Fallen findet § 65 des S&achsischen
Besoldungsgesetzes (SachsBesG) vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 1005), in der
jeweils geltenden Fassung, Anwendung.

(3) Ein Richter auf Lebenszeit, der das 63. Lebensjahr vollendet hat, ist auf seinen Antrag in den
Ruhestand zu versetzen. Fir Richter auf Lebenszeit der Geburtsjahrgédnge 1958 bis 1961 gilt § 90
Abs. 7 des Sachsischen Beamtenversorgungsgesetzes (SadchsBeamtVG) vom 18. Dezember 2013
(SachsGVBI. S. 970, 1045), in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Ein Richter auf Lebenszeit, der das 60. Lebensjahr vollendet hat und schwerbehindert im Sinne
des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 1X) — Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen — (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001, BGBI. | S. 1046, 1047), das
zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. August 2010 (BGBI. | S. 1127, 1130) geandert worden

ist, in der jeweils geltenden Fassung, ist, ist auf seinen Antrag in den Ruhestand zu versetzen. 1
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§6

Dienstliche Beurteilung

(1) Richter auf Lebenszeit sind alle vier Jahre vom Dienstvorgesetzten dienstlich zu beurteilen
(periodische Beurteilung). Das Staatsministerium der Justiz und fir Europa kann bestimmen, dass
Richter auch aus Anlass einer Versetzung, einer Abordnung oder einer Bewerbung zu beurteilen sind,
und welche Richter nicht mehr periodisch beurteilt werden.

(2) Beurteilt werden Eignung, Befahigung und fachliche Leistungen des Richters. Bei der Beurteilung
richterlicher Amtsgeschafte sind die sich aus § 26 Abs. 1 und 2 des Deutschen Richtergesetzes
ergebenden Beschrankungen zu beachten. Eine Stellungnahme zum Inhalt richterlicher
Entscheidungen ist unzulassig.

(3) Richter auf Probe sind spatestens 18 Monate nach Beginn und unmittelbar vor Ablauf der
Probezeit, Richter kraft Auftrags sind spatestens vor der Ernennung zum Richter auf Lebenszeit zu

beurteilen. 2

§7

Ubertragung eines weiteren Richteramts

Jedem Richter kann ein weiteres Richteramt Gbertragen werden. Ohne die Zustimmung des Richters
ist die Ubertragung nur zulassig, wenn sie aus dienstlichen Griinden geboten und dem Richter
zumutbar ist.

§8
Teilzeitbeschaftigung und Beurlaubung
aus familidren Griinden

(1) Einem Richter ist auf Antrag, wenn zwingende dienstliche Griinde nicht entgegenstehen,

1. Teilzeitbeschéftigung bis zur Halfte des regelmaBigen Dienstes oder
2. Urlaub ohne Dienstbezlige bis zur Dauer von 15 Jahren
zu bewilligen, wenn er

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

b) einen nach arztlichem Gutachten pflegebeddirftigen sonstigen nahen Angehérigen im Sinne des
§ 3 in Verbindung mit § 66 Abs. 2 Satz 1 des Sachsischen Beamtengesetzes (SdchsBG) vom
18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 971), in der jeweils geltenden Fassung,

tatsachlich betreut oder pflegt. Der Wegfall der Griinde nach Satz 1 ist unverzlglich mitzuteilen.

(2) Der Antrag auf Verlangerung einer DienstermaBigung oder eines Urlaubs ist spatestens drei
Monate vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes zu stellen. Er soll sich in der Regel auf einen
Zeitraum von mindestens sechs Monaten erstrecken.

(3) Antrage nach Absatz 1 sind nur zu bewilligen, wenn der Richter zugleich zustimmt, mit Beginn
oder bei Anderung des Umfangs oder bei Beendigung der ErmaBigung des Dienstes oder der
Beurlaubung auch in einem anderen Richteramt derselben Gerichtsbarkeit verwendet zu werden. Bei
der Entscheidung Uber die Verwendung in einem anderen Richteramt derselben Gerichtsbarkeit
werden auch die persdnlichen Belange des Richters beriicksichtigt.

(4) Anzeigepflichtige Nebentatigkeiten und Tatigkeiten nach § 3 in Verbindung mit § 101 Abs. 3

Satz 1 Nr. 1 SachsBG sind fir den Zeitraum der Teilzeitbeschéaftigung oder Beurlaubung der
Bewilligungsbehérde anzuzeigen. Diese ist fir die Aufgaben nach § 3 in Verbindung mit § 106
SachsBG zustandig. Bei einer Teilzeitbeschéftigung gilt § 3 in Verbindung mit § 104 Abs. 1 Satz 3
SachsBG mit der MaBgabe, dass anstelle der regelméaBigen wdchentlichen Arbeitszeit von dem
regelmaBigen Dienst ohne Ricksicht auf eine DienstermaBigung auszugehen ist; bei einer
Beurlaubung ohne Dienstbezlige gilt § 104 Abs. 1 Satz 3 SachsBG mit der MaBgabe, dass die
Voraussetzung des § 104 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 S&chsBG in Bezug auf den Umfang der Arbeitskraft in
der Regel als erfillt anzusehen ist, wenn die zeitliche Beanspruchung durch Nebentatigkeiten in der
Woche die Hélfte des regelmaBigen Dienstes Uberschreitet. Ausnahmen von Satz 3 kann die
Bewilligungsbehérde auf Antrag zulassen, soweit dies mit dem Zweck der Teilzeitbeschéftigung oder
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der Beurlaubung vereinbar ist. Werden Nebentétigkeiten entgegen der Sétze 1 bis 3 oder einem
Verbot nach § 3 in Verbindung mit § 104 S&achsBG ausgeiibt, ist die Bewilligung nach Absatz 1
Satz 1 zu widerrufen.

(5) Uber eine vorzeitige Beendigung des Urlaubs und eine Anderung des Umfangs oder eine
vorzeitige Beendigung der ErmaBigung des Dienstes entscheidet auf Antrag die Bewilligungsbehdrde.
Dem Antrag kann entsprochen werden, wenn dienstliche Griinde fiir eine vorzeitige Beendigung des
Urlaubs, Anderung des Umfangs oder vorzeitige Beendigung der ErmaBigung des Dienstes sprechen.
In besonderen Hartefallen soll eine Anderung des Umfangs der Teilzeitbeschaftigung oder der
Ubergang zur Vollzeitbeschaftigung wahrend der Dauer des Bewilligungszeitraums zugelassen
werden, wenn dem Richter die Teilzeitbeschaftigung im bisherigen Umfang nicht zugemutet werden
kann; eine Rickkehr aus dem Urlaub kann in besonderen Hartefallen zugelassen werden, wenn dem
Richter eine Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemutet werden kann. Absatz 2 Satz 1 gilt
entsprechend.

(6) Urlaub nach Absatz 1 Satz 1 und § 8b darf zusammen 15 Jahre nicht Uberschreiten. 3

§ 8a
Teilzeitbeschéaftigung

(1) Einem Richter ist auf Antrag Teilzeitbeschaftigung bis zur Halfte des regelméaBigen Dienstes und
bis zur jeweils beantragten Dauer zu bewilligen, wenn

1. dienstliche Griinde nicht entgegenstehen,
2. das Aufgabengebiet des richterlichen Amtes eine Teilzeitbeschaftigung zulasst und

der Richter zugleich zustimmt, mit Beginn oder bei Anderung der Teilzeitbeschéaftigung und beim
Ubergang zur Vollzeitbeschaftigung sowie mit Beendigung der vollstandigen Freistellung vom
Dienst auch in einem anderen Richteramt derselben Gerichtsbarkeit verwendet zu werden. § 8
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Einem Richter ist auf Antrag eine Teilzeitbeschéftigung nach Absatz 1 unter den dort genannten
Voraussetzungen in der Weise zu bewilligen, dass der Teil, um den der regelmaBige Dienst im
Einzelfall erm&Bigt ist, zu einem zusammenhangenden Zeitraum vollstandiger Freistellung vom
Dienst von bis zu einem Jahr zusammengefasst wird. Der Zeitraum vollstandiger Freistellung vom
Dienst darf frihestens in der Mitte des Bewilligungszeitraums beginnen. Der gesamte
Bewilligungszeitraum darf héchstens zehn Jahre betragen. Soweit der

Bewilligungszeitraum 12 Monate nicht Uberschreitet, findet Satz 2 keine Anwendung.

(3) Einem Richter ist auf Antrag Teilzeitbeschéftigung bis zur Halfte des regelméaBigen Dienstes und
bis zur jeweils beantragten Dauer zu bewilligen, wenn

1. der Richter das 58. Lebensjahr vollendet hat,
zwingende dienstliche Griinde nicht entgegenstehen und

der Richter zugleich zustimmt, mit Beginn oder bei Anderung der Teilzeitbeschaftigung und beim
Ubergang zur Vollzeitbeschaftigung auch in einem anderen Richteramt derselben Gerichtsbarkeit
verwendet zu werden. § 8 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) § 8 Abs. 2, 4 Satz 1 bis 3 und 5 und Abs. 5 gilt entsprechend. Auf Antrag kann die
Bewilligungsbehdrde Ausnahmen von § 8 Abs. 4 Satz 3 zulassen, soweit dies mit dem
Richterverhéltnis vereinbar ist.

(5) Treten wahrend des Bewilligungszeitraums einer Teilzeitbeschaftigung nach Absatz 2 Umsténde
ein, welche die vorgesehene Abwicklung der Freistellung unmdglich machen, ist ein Widerruf
abweichend von § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 25. Juli 2013 (BGBI. | S. 2749, 2753) geéndert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, in
Verbindung mit § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des
Verwaltungszustellungsrechts fiir den Freistaat Sachsen (SachsVwV{ZG) vom 19. Mai 2010
(SachsGVBI. S. 142), gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SachsGVBI. S. 5083,
553), in der jeweils geltenden Fassung, auch mit Wirkung fir die Vergangenheit in folgenden Fallen
zulgssig:

1.
bei Beendigung des Richterverhéltnisses,
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2.
bei einem Dienstherrenwechsel oder

3.
in besonderen Hartefallen, wenn dem Richter die Fortsetzung der Teilzeitbeschaftigung nicht mehr
zuzumuten ist.

Ein Widerruf erfolgt nicht, soweit Zeiten aus der Arbeitsphase durch eine gewahrte Freistellung
bereits ausgeglichen wurden. Soweit der Richter in der Zeit zwischen dem Beginn des
Bewilligungszeitraums und dem Widerruf der Teilzeitbeschaftigung eine héhere Besoldung erhalten
hat, als ihm nach § 10 Abs. 1 S&chsBesG fur den im Durchschnitt innerhalb dieses Zeitraums

geleisteten Dienst zugestanden hatte, hat er die zuviel gezahlte Besoldung zu erstatten. 4

§8b
Beurlaubung

(1) Einem Richter ist bei Vorliegen wichtiger dienstlicher oder 6ffentlicher Interessen, insbesondere
zur Schaffung einer verbesserten Altersstruktur, auf Antrag, der sich auf den Zeitraum bis zum
Beginn des Ruhestandes erstrecken muss, Urlaub ohne Dienstbeziige zu bewilligen, wenn der
Richter das 58. Lebensjahr vollendet hat.

(2) Die Bewilligungsbehérde kann eine Rickkehr aus dem Urlaub zulassen, wenn dem Richter die
Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemutet werden kann und dienstliche Griinde nicht entgegenstehen.

(3) § 8 Abs. 4 qilt entsprechend. Die Bewilligungsbehdrde kann Ausnahmen von § 8 Abs. 4 Satz 3
Halbsatz 2 auf Antrag zulassen, soweit dies mit wichtigen dienstlichen oder &éffentlichen Interessen

vereinbar ist. °

§ 8c
Zustandigkeit

(1) Entscheidungen nach den §§ 8, 8a und 8b trifft das Staatsministerium der Justiz und fir Europa.
Es kann seine Befugnis auf nachgeordnete Behérden (bertragen.

(2) Macht das Staatsministerium der Justiz und fur Europa von seiner Befugnis nach Absatz 1 Satz 2
Gebrauch, so ist eine Anderung des Umfangs der Teilzeitbeschaftigung oder eine Rickkehr zur
Vollzeitbeschaftigung oder zur Teilzeitbeschéaftigung wéhrend der Dauer des Bewilligungszeitraums

nur mit Zustimmung des Staatsministeriums der Justiz und fir Europa zulassig. ©

§ 8d
Hinweispflicht

Wer Teilzeitbeschaftigung oder Beurlaubung nach den §§ 8, 8a und 8b beantragt, ist auf die nach § 8
Abs. 4, § 8a Abs. 5 und § 8b Abs. 3 bestehenden Beschrankungen sowie auf deren Folgen

hinzuweisen. ’

§ 8e
(aufgehoben) &

§ 8f
(aufgehoben) °

§9

Fehlerhafte Ernennungsurkunde

(1) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in § 17 des Deutschen Richtergesetzes
vorgeschriebenen Form, so liegt eine Ermennung nicht vor.

(2) Fehlt in der Ernennungsurkunde lediglich der Zusatz ,auf Lebenszeit®, ,auf Zeit" oder ,auf Probe",
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so hat der Richter die Rechtsstellung eines Richters auf Probe. Fehlt bei der Ernennung eines
Beamten auf Lebenszeit zum Richter der Zusatz ,auf Lebenszeit* oder ,kraft Auftrags®, so hat der
Richter die Rechtsstellung eines Richters kraft Auftrags. Fehlt bei der Ermennung eines Richters auf
Zeit in der Emennungsurkunde die Zeitdauer der Berufung, so hat der Richter die Rechtsstellung
eines Richters auf Probe.

(3) Fehlen die in Absatz 2 bezeichneten Zusétze bei der Umwandlung eines Richterverhaltnisses in
ein Richterverhaltnis anderer Art (§ 17 Abs. 4 des Deutschen Richtergesetzes), so behalt der Richter
seine bisherige Rechtsstellung.

§10
Eid der ehrenamtlichen Richter

(1) Die von den ehrenamtlichen Richtern nach § 45 Abs. 3 des Deutschen Richtergesetzes zu
sprechende Eidesformel hat folgenden Wortlaut: ,Ich schwoére, die Pflichten eines ehrenamtlichen
Richters getreu dem Grundgesetz firr die Bundesrepublik Deutschland, getreu der Verfassung des
Freistaates Sachsen und getreu dem Gesetz zu erfiillen, nach bestem Wissen und Gewissen ohne
Ansehen der Person zu urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen.” Der Eid kann
auch mit der Beteuerung ,So wahr mir Gott helfe” geleistet werden.

(2) Das von den ehrenamtlichen Richtern nach § 45 Abs. 4 des Deutschen Richtergesetzes zu
sprechende Gelébnis hat folgenden Wortlaut: ,Ich gelobe, die Pflichten eines ehrenamtlichen Richters
getreu dem Grundgesetz fir die Bundesrepublik Deutschland, getreu der Verfassung des Freistaates
Sachsen und getreu dem Gesetz zu erfiillen, nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der
Person zu urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen.*

(3) Die von den ehrenamtlichen Richtern in der Finanzgerichtsbarkeit nach § 45 Abs. 6 Satz 1 des
Deutschen Richtergesetzes zu sprechende Eidesformel hat folgenden Wortlaut: ,Ich schwére, die
Pflichten eines ehrenamtlichen Richters getreu dem Grundgesetz fiir die Bundesrepublik
Deutschland, getreu der Verfassung des Freistaates Sachsen und getreu dem Gesetz zu erfillen,
das Steuergeheimnis zu wahren, nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu
urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen.” Der Eid kann auch mit der Beteuerung
»50 wahr mir Gott helfe” geleistet werden.

(4) Das von den ehrenamtlichen Richtern in der Finanzgerichtsbarkeit nach § 45 Abs. 6 Satz 2 des
Deutschen Richtergesetzes zu sprechende Gelbbnis hat folgenden Wortlaut: ,Ich gelobe, die
Pflichten eines ehrenamtlichen Richters getreu dem Grundgesetz fiir die Bundesrepublik
Deutschland, getreu der Verfassung des Freistaates Sachsen und getreu dem Gesetz zu erfillen,
das Steuergeheimnis zu wahren, nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu
urteilen und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen.”

Zweiter Abschnitt
Richtervertretung

Erster Teil — Allgemeines

§ 11

Richtervertretungen
(1) Als Richtervertretungen werden Richterrate, ein Landesrichterrat und Prasidialrate errichtet.

(2) Die Mitglieder der Richtervertretungen sind ehrenamtlich tétig.

(3) Die Mitglieder darfen in der Auslibung ihrer Befugnisse nicht behindert und wegen ihrer Tatigkeit
nicht benachteiligt oder beglinstigt werden. Soweit es zur ordnungsgeméaBen Durchfliihrung der
Aufgaben der Richtervertretungen erforderlich ist, sind die Mitglieder von ihren dienstlichen
Tatigkeiten freizustellen.
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§12
Wahl und Amtszeit

(1) Die Richtervertretungen werden alle fiinf Jahre an allen Gerichten gleichzeitig gewahlt (allgemeine
Wabhlen).

(2) Die Amtszeiten der Richtervertretungen enden jeweils am 30. September des Jahres, in dem
allgemeine Wahlen stattfinden. Die neuen regelmaBigen Amtszeiten der gewahlten
Richtervertretungen beginnen am Folgetag. Wird eine Richtervertretung nicht aufgrund der
allgemeinen Wahlen gewahlt, beginnt ihre Amtszeit mit dem Tag der Wahl.

(8) Sofern eine Richtervertretung nicht rechtzeitig vor Beginn der neuen regelmaBigen Amtszeit
gewahlt wird, fUhrt die bisherige Richtervertretung die Geschéfte bis zur Wahl weiter. 10

§13
Ruhen der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft eines Richters in der Richtervertretung ruht, solange ihm die Fiihrung seiner
Amtsgeschéfte vorlaufig untersagt oder er vorlaufig des Dienstes enthoben ist.

§ 14
Rechtsweg

Fir Rechtsstreitigkeiten aus der Bildung und Tatigkeit der Richtervertretungen steht der Rechtsweg
zu den Verwaltungsgerichten offen.

Zweiter Teil — Richterridte und Landesrichterrat

§15
Zustandigkeit der Richterrdte und des Landesrichterrats

(1) Der Richterrat wird an den allgemeinen und sozialen Angelegenheiten der Richter sowie
gemeinsam mit dem Personalrat an den allgemeinen und sozialen Angelegenheiten, die sowohl
Richter als auch andere Beschéftigte des Gerichts betreffen (gemeinsame Angelegenheiten),
beteiligt. Die Beteiligung beschrankt sich auf Angelegenheiten, fiir die der Gerichtsvorstand des
Gerichts zustandig ist, fir das der Richterrat gebildet worden ist.

(2) Der Landesrichterrat wirkt in folgenden Angelegenheiten mit:

1. Grundséatze der Personalbedarfsberechnung flr den richterlichen Dienst,

2. Einfihrung, Anderung und Ausweitung betrieblicher Informations- und Kommunikationsanlagen,
der Art und Weise, wie Daten und Signale aufgenommen, erfasst, lbertragen und ausgegeben
werden, soweit die Arbeitsweise der Richter betroffen ist.

(3) Der Landesrichterrat hat in folgenden Angelegenheiten mitzubestimmen:

. MaBnahmen zur Verhiitung von Dienstunfallen und sonstigen Gesundheitsschadigungen,
. Regelung der Ordnung im Gericht,

. Inhalt von Personalfragebdgen,

. Beurteilungsrichtlinien,

. grundsétzliche Fragen der Fortbildung der Richter,

. EinfGihrung grundlegend neuer Arbeitsmethoden,

. Gestaltung der Arbeitsplatze,

0 N O Ok~ WD =

. Einrichtung, Verwaltung und Aufldsung von Sozialeinrichtungen ohne Riicksicht auf ihre
Rechtsform,

9. Richtlinien Uber die Abordnung von Richtern,
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10. Erhebung der Disziplinarklage, sofern der Richter die Beteiligung beantragt,

11. Einfilhrung oder Anderung technischer Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten
oder die Leistung der Richter zu Uberwachen.

(4) Die Beteiligung nach den Absatzen 2 und 3 erstreckt sich auf Angelegenheiten, fir die das
Staatsministerium der Justiz und fir Europa, der Prasident des Oberlandesgerichts, des
Sachsischen Oberverwaltungsgerichts, des Sachsischen Landesarbeitsgerichts sowie des
Sachsischen Landessozialgerichts zustandig sind, soweit kein Fall des Absatzes 1 gegeben ist.

(5) In Beteiligungsverfahren, fir die gemaB Absatz 1 der Richterrat zustandig ist, wird der
Landesrichterrat nicht als Stufenvertretung tatig. Mit dem Landesrichterrat kénnen
Dienstvereinbarungen dber alle allgemeinen und sozialen Angelegenheiten der Richter abgeschlossen
werden.

(6) Eine Beteiligung der Richterrate und des Landesrichterrats findet nicht statt, wenn nach § 22 eine
Beteiligung des Prasidialrats vorgesehen ist. '

§ 15a
Verfahren bei der Beteiligung des Landesrichterrates

(1) Fir das Verfahren der Mitwirkung gilt § 76 Abs. 1 bis 3 und 6 des Sachsischen
Personalvertretungsgesetzes (SachsPersVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom

25. Juni 1999 (SachsGVBI. S. 430), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 138, 144) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend.

(2) Unterliegt eine MaBnahme der Mitbestimmung durch den Landesrichterrat, kann sie nur mit
dessen Zustimmung getroffen werden, sofern nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. § 79 Abs. 2
SachsPersVG gilt entsprechend.

(3) Ergibt sich zwischen der Dienststelle und dem Landesrichterrat keine Einigung, entscheidet die
Einigungsstelle fir die Angelegenheiten der Richter (Einigungsstelle). Die Einigungsstelle soll binnen
vier Wochen entscheiden, nachdem einer der Beteiligten gegenlber dem Staatsministerium der
Justiz und fir Europa erklart hat, die Entscheidung der Einigungsstelle herbeifiihren zu wollen. In den
Fallen des § 15 Abs. 3 Nr. 3 bis 6, 9 bis 11 beschlieBt die Einigungsstelle, wenn sie sich nicht der
Auffassung der Dienststelle anschliet, eine Empfehlung an das Staatsministerium der Justiz und
fur Europa. Dieses entscheidet sodann endgiiltig.

(4) Die Einigungsstelle wird beim Staatsministerium der Justiz und flr Europa fiir jede Angelegenheit
gesondert gebildet, nachdem einer der Beteiligten erklart hat, die Entscheidung der Einigungsstelle
herbeiflihren zu wollen. Sie besteht aus je zwei Beisitzern, die von der Dienststelle und dem
Landesrichterrat bestellt werden, sowie einem Vorsitzenden, auf den sich beide Seiten einigen.
Kommt eine Einigung Uber die Person des Vorsitzenden nicht zustande, bestellt ihn der Prasident

des Sichsischen Oberverwaltungsgerichts. '2

§ 15b
Geltung des Sachsischen Personalvertretungsgesetzes

Soweit sich aus dem Deutschen Richtergesetz sowie aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, sind
fur den Richterrat und den Landesrichterrat die Vorschriften des Sachsischen

Personalvertretungsgesetzes sinngemafi anzuwenden. 13

§16
Bildung und Zusammensetzung der Richterrite und des Landesrichterrats

(1) Bei jedem Gericht wird ein Richterrat gebildet. Der Richterrat besteht

1. bei Gerichten mit Gber 50 Richtern aus finf Richtern,

2. bei Gerichten mit 21 bis 50 Richtern aus drei Richtern,

3. im Ubrigen aus einem Richter.
MaBgebend ist die Zahl der Richter, die bei einer Wahl zwdlf Wochen vor dem Wahltag wahlberechtigt
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wéren.

(2) Der Landesrichterrat wird beim Staatsministerium der Justiz und fir Europa gebildet. Er besteht
aus einem Hauptausschuss und Fachausschiissen der Gerichtsbarkeiten. Der Hauptausschuss setzt
sich aus finf Vertretern der ordentlichen Gerichtsbarkeit und je einem Vertreter der
Verwaltungsgerichtsbarkeit, Arbeitsgerichtsbarkeit, Sozialgerichtsbarkeit und Finanzgerichtsbarkeit
zusammen. Der Fachausschuss der ordentlichen Gerichtsbarkeit besteht aus ihren finf Vertretern im
Hauptausschuss; die Fachausschiisse der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Arbeitsgerichtsbarkeit und
der Sozialgerichtsbarkeit sind mit dem Vertreter der Gerichtsbarkeit im Hauptausschuss und zwei
weiteren Vertretern besetzt. Der Richterrat beim Sachsischen Finanzgericht wird als Fachausschuss
der Finanzgerichtsbarkeit tatig.

§ 16a
Geschaftsfitlhrung des Landesrichterrats

(1) Der Landesrichterrat berat und entscheidet durch den jeweiligen Fachausschuss, wenn eine
Angelegenheit gemaB § 15 Abs. 2 nur eine Gerichtsbarkeit betrifft, in allen anderen Féllen durch den
Hauptausschuss. Der Hauptausschuss entscheidet auch Uber die Geschéftsordnung des
Landesrichterrats.

(2) Die Mitglieder des Hauptausschusses wahlen den Vorsitzenden des Landesrichterrats und seinen
Stellvertreter aus ihrer Mitte nach dem Verfahren gemaB § 35 Abs. 1 S&chsPersVG.

(3) Die Befugnisse nach § 35 Abs. 2 und 3 SachsPersVG nimmt bei Sitzungen des
Hauptausschusses und bei Beteiligung des Richterrats beim Sachsischen Finanzgericht der jeweilige
Vorsitzende, bei Sitzungen eines Fachausschusses gemaB § 16 Abs. 2 Satz 4 der jeweilige
Sitzungsleiter wahr; Sitzungsleiter ist der Vertreter der Gerichtsbarkeit, der bei der Wahl gemaB § 19a
die meisten Stimmen auf sich vereint hat.

§17
Wahlgrundsitze

(1) Die Mitglieder der Richterrate werden von den Richtern aus ihrer Mitte geheim und unmittelbar
gewahlt.

(2) Die Wahl findet aufgrund von Wahlvorschlagen durch Mehrheitswahl statt. Jeder Wahlberechtigte
hat so viele Stimmen, wie Richterratsmitglieder zu wahlen sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los. Die wahlberechtigten Richter und die Spitzenorganisationen der Berufsverbande der Richter
im Freistaat Sachsen kénnen Wahlvorschlage machen. Wird kein glltiger Vorschlag eingereicht oder
sind auf den Wahlvorschldgen zusammen nur so viele Bewerber giltig benannt, dass im Falle ihrer
Wahl die Voraussetzungen fiir eine Neuwahl des Richterrates vorliegen wirden, so ist unverziiglich
das Wahlverfahren erneut einzuleiten.

(3) Zu Ersatzmitgliedern des Richterrates sind die nicht zu Mitgliedern gewahlten Richter in der
gesetzlich vorgeschriebenen Zahl in der Reihenfolge der erreichten Stimmenzahlen gewahlt. Scheidet
ein Mitglied aus dem Richterrat aus oder ist es verhindert, so tritt das Ersatzmitglied ein, das die
meisten Stimmen auf sich vereinigt hat.

§18
Wahlberechtigung und Wahlbarkeit

(1) Wahlberechtigt und wahlbar sind alle Richter, die am Wahltag bei einem Gericht beschéaftigt sind,
flr das ein Richterrat gebildet werden soll.

(2) Ein an ein Gericht abgeordneter Richter ist flir den Richterrat des Gerichts, an das er abgeordnet
wurde, wahlberechtigt und wahlbar, sobald seine Abordnung langer als drei Monate gedauert hat. Zu
diesem Zeitpunkt verliert er seine Wahlberechtigung und seine Wahlbarkeit fir den Richterrat des
bisherigen Gerichts. Gehort er dem Richterrat des bisherigen Gerichts an, so scheidet er zum
gleichen Zeitpunkt aus. Entsprechendes gilt, wenn ein Richter noch fir mehr als sechs Monate an
eine andere Dienststelle abgeordnet, ohne Dienstbeziige beurlaubt oder ohne Teilzeitbeschaftigung in
Elternzeit ist. Ein Richter, der mehrere Richterdmter innehat, ist wahlberechtigt und wahlbar fiir den
Richterrat des Gerichts, bei dem er seine Planstelle hat.
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§19
Wahlverfahren

Zur Vorbereitung der Wahl bestellt der Richterrat einen Wahlvorstand. Soweit noch kein Richterrat
besteht, beruft der Gerichtsvorstand des Gerichts, bei dem der Richterrat gebildet wird, eine
Versammlung der wahlberechtigten Richter ein. Die Richterversammlung wahlt einen
Versammlungsleiter und bestellt einen Wahlvorstand. Der Wahlvorstand besteht bei Gerichten, bei
denen in der Regel weniger als flnf Richter beschaftigt sind, aus einem Richter, bei den Ubrigen
Gerichten aus drei Richtern. Der Wahlvorstand fihrt die Wahl durch.

§ 19a
Wahl zum Landesrichterrat

(1) Bei der Wahl zum Landesrichterrat sind die Richter jeweils fir ihre Gerichtsbarkeit wahlberechtigt
und wahlbar. Die Richter des Sachsischen Finanzgerichts wéhlen lediglich ihren Vertreter im
Hauptausschuss. § 18 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Fir die Wahl und den Eintritt von Ersatzmitgliedern gelten die Grundséatze des § 17. Der jeweilige
Vertreter der Verwaltungsgerichtsbarkeit, Arbeitsgerichtsbarkeit und Sozialgerichtsbarkeit, der die
meisten Stimmen auf sich vereint hat, ist Mitglied des Hauptausschusses und zugleich des
Fachausschusses seiner Gerichtsbarkeit. Er wird im Hauptausschuss durch die weiteren Vertreter
des jeweiligen Fachausschusses vertreten.

(3) Zur Vorbereitung der Wahl bestellt der Landesrichterrat spatestens zwélf Wochen vor Beginn der
neuen regelméaBigen Amtszeit einen Landeswahlvorstand. Der Landeswahlvorstand setzt sich aus
einem Richter aus jeder Gerichtsbarkeit zusammen. Besteht kein Landesrichterrat, bestellen die
Prasidenten des Oberlandesgerichts, des Sachsischen Oberverwaltungsgerichts, des Sachsischen
Landesarbeitsgerichts, des Sachsischen Landessozialgerichts und des Sachsischen Finanzgerichts
je einen Richter. Der Landeswahlvorstand fihrt die Wahl durch.

(4) Die Wahlvorsténde fir die Wahl zu den Richterraten sind zugleich értliche Wahlvorsténde fiir die
Wahl zum Landesrichterrat. Sie unterstiitzen den Landeswahlvorstand.

§ 19b
Verordnungserméchtigung

Das Staatsministerium der Justiz und fir Europa regelt das Nahere der Wahl und des Wahlverfahrens
durch Rechtsverordnung, insbesondere die Bestellung des Wahlvorstandes, die Vorbereitung der
Wahl einschlieBlich Aufstellung der Wéhlerlisten, die Fristen fir die Einsichtnahme in die Wahlerlisten
und die Erhebung von Einspriichen, das Wahlausschreiben und die Frist fir seine Bekanntmachung,
die Fristen fir die Einreichung der Wahlvorschlage sowie deren Form, die Stimmabgabe, die
Feststellung des Wahlergebnisses und die Frist fir seine Bekanntmachung und die Aufbewahrung der
Wahlakten.

§20
Gemeinsame Aufgaben von Richterrat und Personalrat

Sind an einer Angelegenheit sowohl der Richterrat als auch der Personalrat beteiligt, so entsendet der
Richterrat fur die gemeinsame Beschlussfassung Mitglieder in den Personalrat. Dabei entsendet er
ein Mitglied in einen Personalrat, der aus nicht mehr als drei Mitgliedern besteht, im Ubrigen zwei
Mitglieder.

§ 21
Gemeinsame Personalversammiung

An der Personalversammlung nehmen, soweit gemeinsame Angelegenheiten behandelt werden, die
Richter mit den gleichen Rechten wie die anderen Beschéftigten teil.
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Dritter Teil — Prasidialrat

§ 22
Aufgaben und Zusténdigkeit des Prasidialrates

(1) Der Préasidialrat ist zu beteiligen bei

1. der Ubertragung eines Richteramts mit hdherem Endgrundgehalt als dem eines Eingangsamts,

2. der Versetzung oder Amtsenthebung im Interesse der Rechtspflege (§ 31 des Deutschen
Richtergesetzes) oder bei Veranderung der Gerichtsorganisation (§ 32 des Deutschen
Richtergesetzes),

3. der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit (§ 34 des Deutschen
Richtergesetzes), sofern der Richter die Beteiligung beantragt,

4. der Entlassung eines Richters, sofern er seiner Entlassung nicht schriftlich zugestimmt hat.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 Nr. 1 ist der Prasidialrat derjenigen Gerichtsbarkeit zustandig, in
deren Bereich ein Richteramt zu besetzen ist. Im Ubrigen ist der Prasidialrat derjenigen
Gerichtsbarkeit zusténdig, in der der Richter zum Zeitpunkt der Antragstellung nach § 30 tatig war.
Abordnungen bis zu einer Dauer von drei Monaten bleiben dabei auBer Betracht.

§23
Bildung und Zusammensetzung des Préasidialrates

(1) Fir jede Gerichtsbarkeit wird beim Staatsministerium der Justiz und firr Europa ein Préasidialrat
gebildet. Der Prasidialrat der ordentlichen Gerichtsbarkeit besteht aus einem Vorsitzenden und sechs
weiteren Mitgliedern, die Prasidialréte der anderen Gerichtsbarkeiten bestehen jeweils aus einem
Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern.

(2) Gibt es in der betreffenden Gerichtsbarkeit nur einen Gerichtsprasidenten, so ist dieser
Vorsitzender des Présidialrats; Stellvertreter des Vorsitzenden ist in diesem Falle sein Vertreter im
Amt.

§24
Wahlberechtigung und Wahlbarkeit

(1) Firr den Prasidialrat sind alle Richter wahlberechtigt, die am Wahltag bei einem Gericht beschéftigt
sind. § 18 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) In den Présidialrat kénnen nur diejenigen wahlberechtigten Richter gewéhlt werden, die am Tag der
Wahl als Richter auf Lebenszeit ernannt, seit mindestens funf Jahren als Richter oder Staatsanwalt
und seit mindestens sechs Monaten bei einem Gericht des Freistaates Sachsen im Hauptamt tatig
sind.

§ 25
Wahlverfahren

(1) Der von den Richtern zu wahlende Vorsitzende des Préasidialrats und sein Stellvertreter
(Ersatzmitglied) werden aus dem Kreis der wahlberechtigten Gerichtsprasidenten, die weiteren
Mitglieder und Ersatzmitglieder aus der Mitte der Richter geheim und unmittelbar gewahlt.

(2) Die Wahl findet aufgrund von Wahlvorschlagen durch Mehrheitswahl statt. Jeder Wahlberechtigte
hat so viele Stimmen, wie Prasidialratsmitglieder zu wahlen sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet
das Los. Die wahlberechtigten Richter und die Spitzenorganisationen der Berufsverbande der Richter
im Freistaat Sachsen kénnen Wahlvorschldge machen. Wird kein giiltiger Wahlvorschlag eingereicht
oder sind auf den Wahlvorschlagen zusammen nur so viele Bewerber gliltig benannt, dass im Falle
ihrer Wahl die Voraussetzungen fiir eine Neuwahl des Présidialrates vorliegen wirden, so ist
unverziglich das Wahlverfahren erneut einzuleiten.

(3) Die Wahl wird von einem Wahlvorstand durchgefthrt. Der Wahlvorstand ist rechtzeitig durch den
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Présidialrat zu bestellen. Soweit kein Prasidialrat besteht, erfolgt die Bestellung durch den
Staatsminister der Justiz und flr Europa.

(4) Der Stellvertreter des gewahlten Vorsitzenden des Préasidialrates wird in einem gesonderten
Wahlgang bestimmt; § 23 Abs. 2 bleibt unberihrt.

(5) Im Ubrigen gelten die fiir die Wahl der Richterrate geltenden Vorschriften entsprechend.

§ 26
Anfechtung der Wahl und Ausscheiden von Mitgliedern

(1) Sind bei der Wahl eines Mitglieds des Prasidialrats wesentliche Vorschriften Gber das Wahlrecht,
die Wahlbarkeit oder das Wahlverfahren verletzt worden, so kann die Wahl dieses Mitglieds binnen
zwei Wochen vom Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet durch Antrag auf
gerichtliche Entscheidung angefochten werden, wenn der VerstoB das Wahlergebnis andern oder
beeinflussen konnte. Anfechtungsberechtigt sind

1. mindestens drei Richter, die fur die Wahl dieses Mitglieds wahlberechtigt waren,
2. das Staatsministerium der Justiz und fur Europa.

(2) Mit der Rechtskraft der Entscheidung, die die Anfechtung fir begrindet erklart, scheidet der
Gewahlte aus dem Préasidialrat aus.

(3) Ein gewahltes Mitglied kann auf Antrag des Préasidialrats oder des Staatsministeriums der Justiz
und fir Europa wegen grober Vernachlassigung seiner Pflichten durch gerichtliche Entscheidung
ausgeschlossen werden.

(4) Ein gewahltes Mitglied kann sein Amt aus wichtigem Grund niederlegen.

§ 27
Stellvertreter des Vorsitzenden, Ersatzmitglieder

(1) Scheidet der gewahlte Vorsitzende vorzeitig aus dem Préasidialrat aus oder ist er verhindert, tritt
der gewahlte Stellvertreter an seine Stelle. Weitere Stellvertreter sind die tbrigen amtierenden
Gerichtsprasidenten und, soweit keine weiteren Gerichtsprasidenten bestellt sind, die amtierenden
Gerichtsdirektoren, in der Finanzgerichtsbarkeit die Vorsitzenden Richter des Sachsischen
Finanzgerichts, in der Reihenfolge ihres Dienstalters. Sind sowohl der gewahlte Vorsitzende als auch
der gewahlte Stellvertreter vorzeitig aus dem Préasidialrat ausgeschieden, werden diese fiir den Rest
der Amtszeit neu gewahlt.

(2) Hinsichtlich der Ersatzmitglieder fiir die weiteren Mitglieder des Prasidialrats gilt § 17 Abs. 3
entsprechend. Die weiteren Mitglieder sind neu zu wahlen, wenn ihre Zahl auch nach Eintritt
samtlicher Ersatzmitglieder um mehr als ein Viertel der gesetzlich vorgeschriebenen Zahl gesunken

ist. In diesem Fall fiihrt der Préasidialrat die Geschéfte bis zur Neuwahl weiter. 14

§ 28
Ausiibung des Amtes

(1) Die Mitglieder des Prasidialrats sind bei Auslibung ihres Amtes unabhéangig.

(2) Sie haben, auch nach dem Ausscheiden aus dem Préasidialrat, Gber Angelegenheiten oder
Tatsachen, die ihnen aufgrund ihrer Zugehérigkeit zum Préasidialrat bekannt geworden sind,
Stillschweigen zu bewahren.

§ 29
Geschiéftsordnung, Kosten

(1) Der Prasidialrat regelt seine Beschlussfassung und Geschéftsflihrung in einer Geschaftsordnung.

(2) Die notwendigen Kosten, welche durch Wahl und Tatigkeit des Préasidialrats entstehen, fallen dem
Haushalt der Gerichte zur Last. Die Gerichtsverwaltung stellt RGume und Geschéftsbedarf zur
Verflgung.

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.04.2014 Seite 12 von 22


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_14

SachsRiG

§ 30
Verfahren bei der Beteiligung

(1) Ist der Prasidialrat zu beteiligen, so beantragt das Staatsministerium der Justiz und fiir Europa
seine Stellungnahme. Die Frist zur Stellungnahme betragt einen Monat. Die Frist beginnt mit dem
Tag des Eingangs des Antrags. AuBert sich der Prasidialrat nicht innerhalb dieser Frist, so gilt die
beabsichtigte MaBnahme als gebilligt.

(2) In den Fallen des § 22 Abs. 1 Nr. 1 sind dem Préasidialrat die Bewerbungen aller Bewerber
mitzuteilen. Der Prasidialrat gibt eine schriftlich begriindete Stellungnahme Uber die persénliche und
fachliche Eignung des Bewerbers ab, den das Staatsministerium der Justiz und fir Europa ernennen
will. Er kann auch zu anderen Bewerbern Stellung nehmen und im Rahmen der Bewerbungen
Gegenvorschlage machen. Folgt das Staatsministerium der Justiz und fir Europa dem
Gegenvorschlag nicht, so teilt es die Griinde hierfir dem Prasidialrat innerhalb von zwei Wochen
nach Eingang des Gegenvorschlags mit. Innerhalb einer Frist von weiteren zwei Wochen kann der
Prasidialrat eine Aussprache verlangen, die der Staatsminister der Justiz und fir Europa vor der
Entscheidung zu gewéhren hat.

(3) Personalakten dirfen nur mit Zustimmung des Bewerbers vorgelegt werden.

§ 31
Beschlussfassung

Der Prasidialrat fasst seine Beschliisse mit einfacher Mehrheit der Stimmen der Mitglieder, die in der
Sitzung anwesend sind. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.
Der Prasidialrat ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder in der Sitzung
anwesend sind. Bei Beschllissen im schriftlichen Verfahren missen samtliche Mitglieder Gelegenheit
zur Abstimmung erhalten.

§ 32
Beteiligung des Staatsministeriums der Justiz und fiir Europa

Das Staatsministerium der Justiz und fiir Europa kann gegenlber dem Préasidialrat Stellung nehmen
und zu diesem Zweck einen Vertreter in Sitzungen des Préasidialrats entsenden.

§ 32a
Landespersonalausschuss in Angelegenheiten der Richter und Staatsanwilte

(1) In Angelegenheiten der Richter und Staatsanwaélte wirkt im Landespersonalausschuss als weiteres
sténdiges ordentliches Mitglied der Leiter der Personalabteilung des Staatsministeriums der Justiz
und far Europa, im Verhinderungsfall sein jeweiliger Vertreter mit.

(2) In Angelegenheiten der Richter sind finf auf Lebenszeit ernannte Richter nichtstandige ordentliche
Mitglieder; sie und ihre Stellvertreter werden auf Antrag des Staatsministeriums der Justiz und

fir Europa vom Ministerprasidenten berufen. Die Berufung erfolgt aufgrund von Vorschlagen der
Spitzenorganisationen der Berufsverbande der Richter im Freistaat Sachsen. Die Vorschlage mlssen
mindestens die doppelte Zahl der als Mitglieder und Stellvertreter vorgesehenen Richter enthalten.
Die einzelnen Gerichtsbarkeiten sollen angemessen beriicksichtigt werden.

(3) In Angelegenheiten der Staatsanwalte tritt an die Stelle des lebensjiingsten Richters als flinftes
nichtsténdiges ordentliches Mitglied ein auf Lebenszeit ernannter Staatsanwalt. Der Staatsanwalt und
sein Stellvertreter werden auf Antrag des Staatsministeriums der Justiz und fir Europa vom
Ministerprasidenten berufen. Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

Dritter Abschnitt
Dienstgerichte fiir Richter

Erster Teil — Errichtung und Zusténdigkeit
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§33
Errichtung

Das Dienstgericht wird bei dem Landgericht Leipzig, der Dienstgerichtshof bei dem Oberlandesgericht
errichtet. Die Zahl der Kammern und Senate bestimmt das Staatsministerium der Justiz und

fur Europa. Die Geschéftsstelle des Gerichts, bei dem das Dienstgericht oder der Dienstgerichtshof
errichtet ist, nimmt auch die Aufgaben der Geschéaftsstelle des Dienstgerichts oder des
Dienstgerichtshofs wahr.

§34
Zustandigkeit des Dienstgerichts

Das Dienstgericht entscheidet

1. in Disziplinarsachen der Richter, auch der Richter im Ruhestand,
Uber die Versetzung im Interesse der Rechtspflege (§ 31 des Deutschen Richtergesetzes),
3. Dbei Richtern auf Lebenszeit oder auf Zeit Uber die
a) Nichtigkeit einer Ernennung (§ 18 des Deutschen Richtergesetzes),
) Rucknahme einer Ermnennung (§ 19 des Deutschen Richtergesetzes),
c) Entlassung aus dem Dienstverhaltnis (§ 21 des Deutschen Richtergesetzes),
)

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfahigkeit (§ 34 Satz 1 des Deutschen
Richtergesetzes),

e) eingeschrankte Verwendung wegen begrenzter Dienstféhigkeit (§ 34 Satz 2 des Deutschen
Richtergesetzes),

&
o
@

i Anfechtung

a) einer MaBnahme wegen Veranderung der Gerichtsorganisation (§ 32 des Deutschen
Richtergesetzes),

b) der Abordnung eines Richters gemaB § 37 Abs. 3 des Deutschen Richtergesetzes,
c) der Ubertragung eines weiteren Richteramts (§ 27 Abs. 2 des Deutschen Richtergesetzes),

d) einer Verfligung, durch die ein Richter auf Probe oder kraft Auftrags entlassen, durch die
seine Emennung zurlickgenommen oder die Nichtigkeit seiner Ernennung festgestellt oder er
wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhestand versetzt wird,

e) der Heranziehung zu einer Nebentatigkeit (§ 42 des Deutschen Richtergesetzes),

f) einer MaBnahme der Dienstaufsicht aus den Grinden des § 26 Abs. 3 des Deutschen
Richtergesetzes,

g) einer Verfligung tber ErmaBigung des Dienstes und Beurlaubung von Richtern.

§35
Zustandigkeit des Dienstgerichtshofs
Der Dienstgerichtshof entscheidet

1. in Disziplinarverfahren (§ 34 Nr. 1) Gber Berufungen gegen Urteile des Dienstgerichts,

2. in allen anderen Féllen, in denen nach den Vorschriften dieses Gesetzes und den danach
anzuwendenden Verfahrensordnungen die Beschwerde gegen Entscheidungen des
Dienstgerichts vorgesehen ist.

§ 36
Dienstaufsicht

Die Dienstaufsicht tber die Dienstgerichte fihrt das Staatsministerium der Justiz und flr Europa.

Zweiter Teil — Besetzung
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§ 37
Mitglieder der Dienstgerichte

(1) Die Mitglieder der Dienstgerichte missen Richter auf Lebenszeit sein und das 30. Lebensjahr
vollendet haben. Richter, denen die Dienstaufsicht lber Richter zusteht, und ihre standigen Vertreter
kdénnen nicht Mitglieder eines Dienstgerichts sein.

(2) Die Mitglieder werden fir vier Geschéftsjahre von dem Présidium des Gerichts bestimmt, bei dem
das Dienstgericht errichtet ist.

(3) Wird wahrend der Amtszeit die Bestimmung eines neuen Mitglieds erforderlich, so wird dieses nur
fir den Rest der Amtszeit bestimmt.

§ 38
Besetzung der Dienstgerichte

(1) Die Dienstgerichte entscheiden in der Besetzung mit einem Vorsitzenden sowie einem standigen
und einem nichtsténdigen Beisitzer. Der nichtstandige Beisitzer soll der Gerichtsbarkeit des
betroffenen Richters angehdren.

(2) Die Vorsitzenden und die Beisitzer werden aus zwei nach standigen und nichtsténdigen
Mitgliedern getrennten Vorschlagslisten, welche die Prasidien des Oberlandesgerichts, des
Sachsischen Oberverwaltungsgerichts, des Sachsischen Landesarbeitsgerichts, des Sachsischen
Landessozialgerichts und des Sachsischen Finanzgerichts aufstellen, vom Prasidium des Gerichts,
bei dem das Dienstgericht errichtet wird, in der erforderlichen Anzahl bestimmt.

(3) Das Prasidium bestimmt vor Beginn des Geschéaftsjahres die Reihenfolge, in welcher die Beisitzer
zu den Sitzungen heranzuziehen sind. Sind im Einzelfalle alle Beisitzer an der Mitwirkung verhindert,
so ist nach naherer Regelung des Prasidiums ein Beisitzer eines anderen Gerichts heranzuziehen.

§39
Verbot der Amtsausiibung

Das Mitglied eines Dienstgerichts, gegen das eine Disziplinarklage erhoben oder wegen eines
Verbrechens oder vorsatzlichen Vergehens ein Strafverfahren eingeleitet oder dem die Fiihrung seiner
Amtsgeschéfte nach § 35 des Deutschen Richtergesetzes vorlaufig untersagt ist, kann wahrend

dieses Verfahrens und der Dauer der Untersagung sein Amt nicht austben. '°

§ 40
Erléschen und Ruhen des Amts

(1) Das Amt eines Mitglieds eines Dienstgerichts erlischt, wenn

1. eine Voraussetzung fir die Berufung des Richters in das Amt wegfallt,

2. der Richter im Strafverfahren zu einer Freiheitsstrafe rechtskraftig verurteilt wird oder wenn
gegen ihn im gerichtlichen Disziplinarverfahren eine DisziplinarmaBnahme, mit Ausnahme eines
Verweises, rechtskraftig verhangt wird,

3. der Richter nach § 32 Abs. 2 des Deutschen Richtergesetzes seines Amtes enthoben wird.
(2) Die Rechte und Pflichten als Mitglied ruhen, solange der Richter an eine Verwaltungsbehdrde oder
an eine andere Stelle als ein Gericht abgeordnet ist. 16

Dritter Teil — Disziplinarverfahren 17

§ 4
Anwendung des Sachsischen Disziplinargesetzes

(1) In Disziplinarsachen gegen Richter gelten die Vorschriften des Sachsischen Disziplinargesetzes
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(SachsDG) vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54), in der jeweils geltenden Fassung, entsprechend.
(2) Durch Disziplinarverfiigung kann nur ein Verweis ausgesprochen werden.

(8) Im gerichtlichen Disziplinarverfahren kann gegen einen Richter auBer den im Sachsischen
Disziplinargesetz vorgesehenen DisziplinarmaBnahmen auch auf die Versetzung in ein anderes
Richteramt mit gleichem Endgrundgehalt erkannt werden. Diese DisziplinarmaBnahme kann mit einer
Kurzung der Dienstbeziige verbunden werden. Das Staatsministerium der Justiz und fir Europa hat
den Richter nach der Rechtskraft des Urteils alsbald zu versetzen.

§ 42
Entscheidung des Dienstgerichts

(1) Das Dienstgericht entscheidet auf Antrag des Staatsministeriums der Justiz und fir Europa durch
Beschluss Uber

1. die vorlaufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Dienstbeziigen und

2. die Aufhebung der in Nummer 1 genannten MaBnahmen.

(2) Der Beschluss ist dem Staatsministerium der Justiz und fir Europa und dem Richter zuzustellen.
Gegen die Entscheidung des Dienstgerichts ist die Beschwerde zuldssig. Die Beschwerde hat keine
aufschiebende Wirkung.

(3) Der Richter kann die Aufhebung der in Absatz 1 Nr. 1 genannten MaBnahmen sechs Monate nach
der Entscheidung des Dienstgerichts beantragen. Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) In den Fallen des Absatzes 1 entscheidet an Stelle des Dienstgerichts der Dienstgerichtshof,
wenn schon ein noch nicht rechtskraftiges Urteil des Dienstgerichts vorliegt.

§43
Ermittlungen, Pfleger und Betreuer

(1) Mit dem Fahren der Ermittlungen kann nur ein Richter beauftragt werden.
(2) Zum Pfleger oder Betreuer kann nur bestellt werden, wer die Beféhigung zum Richteramt besitzt.

§ 44
Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags

(1) Gegen einen Richter auf Probe oder einen Richter kraft Auftrags darf eine Disziplinarklage nicht
erhoben werden.

(2) Das Dienstgericht kann auf Antrag des Staatsministeriums der Justiz und fiir Europa gegen
Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags auf GeldbuBen bis zu dem zuldssigen Héchstbetrag
erkennen. Das Dienstgericht entscheidet durch Beschluss, der mit Zustimmung des Richters ohne
mindliche Verhandlung ergehen kann. Gegen die Entscheidung des Dienstgerichts ist die
Beschwerde an den Dienstgerichtshof zul&ssig.

(3) Ist ein Richter kraft Auftrags aus dem Richterverhaltnis entlassen worden, steht dies der
Erhebung einer Disziplinarklage nach den fir Beamte geltenden Vorschriften nicht entgegen.

§ 44a
Revision

Gegen Urteile des Dienstgerichtshofs steht den Beteiligten die Revision an das Dienstgericht des
Bundes nach §§ 81 und 82 des Deutschen Richtergesetzes zu. 18

Vierter Teil — Versetzungs- und Priifungsverfahren
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§ 45
Allgemeine Verfahrensvorschriften

(1) Fir das Verfahren nach § 34 Nr. 2 (Versetzungsverfahren) und § 34 Nr. 3 und 4
(Prifungsverfahren) gelten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend, soweit
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Ein Vertreter des &ffentlichen Interesses wirkt nicht mit.

(2) Gegen Urteile des Dienstgerichts steht den Beteiligten die Revision an das Dienstgericht des
Bundes nach MaBgabe des § 80 des Deutschen Richtergesetzes zu.

§ 46
Vorlaufige Untersagung der Fiihrung der Amtsgeschifte

Far das Verfahren bei der vorlaufigen Untersagung der Fiihrung der Amtsgeschafte (§ 35 des
Deutschen Richtergesetzes) gilt § 123 der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend.

§ 47
Versetzungsverfahren

(1) Das Versetzungsverfahren (§ 34 Nr. 2) wird durch einen Antrag des Staatsministeriums der Justiz
und fir Europa eingeleitet. Ein Vorverfahren findet nicht statt.

(2) Das Gericht erklart eine der in § 31 des Deutschen Richtergesetzes vorgesehenen MaBnahmen
fur zuldssig oder weist den Antrag zuriick.

§ 48
Einleitung des Priifungsverfahrens

Das Prifungsverfahren wird in den Fallen des § 34 Nr. 3 durch einen Antrag des Staatsministeriums
der Justiz und fur Europa, in den Fallen des § 34 Nr. 4 durch einen Antrag des Richters eingeleitet.
Ein Vorverfahren findet nur in den Fallen des § 34 Nr. 4 statt.

§ 49
Versetzung in den Ruhestand ohne Antrag

(1) Halt das Staatsministerium der Justiz und fir Europa einen Richter auf Lebenszeit oder auf Zeit
fur dienstunfahig und stellt dieser keinen schriftlichen Antrag auf Versetzung in den Ruhestand, so
teilt das Staatsministerium der Justiz und fir Europa dem Richter oder seinem Betreuer oder Pfleger
mit, dass seine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt sei; dabei sind die Griinde flr die
Versetzung in den Ruhestand anzugeben.

(2) Stimmt der Richter oder sein Betreuer oder Pfleger der Versetzung in den Ruhestand nicht
innerhalb eines Monats zu, so ordnet das Staatsministerium der Justiz und fir Europa die Einstellung
oder Fortfihrung des Verfahrens an. Die Anordnung ist dem Richter oder seinem Betreuer oder
Pfleger zuzustellen.

(3) Wird das Verfahren fortgeflihrt, wird ein Richter mit den zur Aufklarung des Sachverhalts
erforderlichen Ermittlungen nach den Bestimmungen des Sachsischen Disziplinargesetzes
beauftragt. Der Richter oder sein Betreuer oder Pfleger ist zu den Vernehmungen zu laden und nach
Abschluss der Ermittlungen zu deren Ergebnis zu héren.

(4) Das Dienstgericht kann auf Antrag des Staatsministeriums der Justiz und fiir Europa anordnen,
dass die Besoldung des Richters einzubehalten ist, soweit sie die Versorgungsbezige Ubersteigt. Die
Einbehaltung der Besoldung beginnt mit Ablauf des Monats, in dem der Antrag gestellt ist, frihestens
jedoch mit Ablauf des dritten Monats, der dem Monat der Zustellung der Anordnung Uber die
Fortfihrung des Verfahrens (Absatz 2) folgt; fir das Verfahren gilt § 123 der
Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend.

(5) Wird festgestellt, dass der Richter dienstfahig ist, so ist das Verfahren einzustellen. Die
Entscheidung ist dem Richter oder seinem Betreuer oder Pfleger zuzustellen. Die nach Absatz 4
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einbehaltenen Bezlige sind nachzuzahlen.

(6) Halt das Staatsministerium der Justiz und fir Europa den Richter nach dem Ergebnis der
Ermittlungen flr dienstunfahig, so beantragt es bei dem Dienstgericht, die Zuldssigkeit der
Versetzung in den Ruhestand festzustellen. Gibt das Gericht dem Antrag statt, so ist der Richter
nach Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung in den Ruhestand zu versetzen. Die Versetzung in
den Ruhestand wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem ihm die Verfliigung zugestellt worden ist.
Die nach Absatz 4 einbehaltenen Beziige werden nicht nachgezahlt; dies gilt auch dann, wenn sich
der Richter nach der Entscheidung Uber die Fortfihrung des Verfahrens (Absatz 2) mit der
Versetzung in den Ruhestand einverstanden erklart hat. Weist das Gericht den Antrag zurlick, so ist

nach Absatz 5 zu verfahren. 19

§ 50
Urteilsformel im Priifungsverfahren

(1) In dem Fall des § 34 Nr. 3 Buchst. a) stellt das Gericht die Nichtigkeit fest oder weist den Antrag
zuriick. In den Féllen des § 34 Nr. 3 Buchst. b) bis €) stellt das Gericht die Zulassigkeit der
MaBnahme oder die Entlassung fest oder weist den Antrag zurlck.

(2) In den Fallen des § 34 Nr. 4 Buchst. a) bis e) und g) hebt das Gericht die angefochtene
MaBnahme auf oder weist den Antrag zurlick. In dem Fall des § 34 Nr. 4 Buchst. f) stellt das Gericht
die Unzulassigkeit der MaBnahme fest oder weist den Antrag zurlck.

§ 51
Aussetzung von Prifungsverfahren

(1) Ist eine MaBnahme der Dienstaufsicht aus den Grinden des § 26 Abs. 3 des Deutschen
Richtergesetzes angefochten und héngt die Entscheidung hieriiber von dem Bestehen oder
Nichtbestehen eines Rechtsverhélinisses ab, das den Gegenstand eines anderen Verfahrens bildet
oder bilden kann, so hat das Dienstgericht die Verhandlung bis zur Erledigung des anderen
Verfahrens auszusetzen. Der Aussetzungsbeschluss ist zu begriinden.

(2) Ist das Verfahren bei dem anderen Gericht noch nicht anhangig, so setzt das Dienstgericht in dem
Aussetzungsbeschluss eine angemessene Frist zur Einleitung des Verfahrens. Nach fruchtlosem
Ablauf der Frist weist es den Antrag ohne weitere Sachprifung zurlick.

(3) Hangt die Entscheidung eines anderen Gerichts als eines Dienstgerichts davon ab, ob eine
MaBnahme der Dienstaufsicht aus den Griinden des § 26 Abs. 3 des Deutschen Richtergesetzes
unzuléssig ist, so hat das Gericht die Verhandlung bis zur Erledigung des Verfahrens vor dem
Dienstgericht auszusetzen. Der Aussetzungsbeschluss ist zu begriinden. Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 52
Kostenentscheidung in besonderen Féllen

Im Verfahren zur Feststellung der Nichtigkeit einer Ernennung nach § 18 Abs. 3, zur Feststellung der
Entlassung nach § 21 Abs. 3 Satz 2 und im Versetzungsverfahren nach § 31 des Deutschen
Richtergesetzes kann das Gericht die Kosten nach billigem Ermessen der Staatskasse auferlegen.

Vierter Abschnitt
Staatsanwalte

Erster Teil — Allgemeines

§ 53
Abweichende Regelungen zur Besoldung
und Versorgung von Staatsanwaélten

Flr Staatsanwalte der Geburtsjahrgédnge 1962 bis 1964, deren Eintritt in den Ruhestand nach § 47
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SachsBG hinausgeschoben wird, gilt § 5 Abs. 2 Satz 3 entsprechend. Fir Staatsanwalte der
Geburtsjahrgénge 1958 bis 1961, die nach § 48 Satz 1 Nr. 1 SachsBG in den Ruhestand versetzt

werden, gilt § 5 Abs. 3 Satz 2 entsprechend. 2°

§ 53a
Beurteilung der Staatsanwilte

Far Staatsanwalte gilt § 6 entsprechend.

Zweiter Teil — Vertretung der Staatsanwilte

§ 54
Staatsanwaltsrat, Landes- und Hauptstaatsanwaltsrat

(1) Als Staatsanwaltsvertretungen werden Staatsanwaltsrate, ein Landesstaatsanwaltsrat und ein
Hauptstaatsanwaltsrat errichtet.

(2) Die Staatsanwaltsrate und der Landesstaatsanwaltsrat haben in Angelegenheiten der
Staatsanwalte die Aufgaben der Richterrate und des Landesrichterrats.

(3) Der Hauptstaatsanwaltsrat hat in Angelegenheiten der Staatsanwalte die Aufgaben des
Prasidialrats.

(4) Soweit die §§ 55 bis 55b nichts anderes bestimmen, gelten fiir den Staatsanwaltsrat, den
Landesstaatsanwaltsrat und den Hauptstaatsanwaltsrat die Vorschriften Giber den Richterrat, den
Landesrichterrat und den Prasidialrat entsprechend.

§ 55
Bildung und Zusammensetzung der Staatsanwaltsrite
und des Landesstaatsanwaltsrates

(1) Bei jeder Staatsanwaltschaft und der Generalstaatsanwaltschaft wird ein Staatsanwaltsrat
gebildet. Der Staatsanwaltsrat besteht

1. bei Behdrden mit Gber 50 Staatsanwalten aus fiinf Staatsanwalten,
2. bei Behdrden mit bis zu 50 Staatsanwalten aus drei Staatsanwalten.

(2) Beim Staatsministerium der Justiz und fir Europa wird ein Landesstaatsanwaltsrat gebildet, dem
sechs Staatsanwalte angehéren.

(3) Der Landeswahlvorstand fiir die Wahl des Landesstaatsanwaltsrates setzt sich aus drei
Staatsanwalten zusammen. Besteht kein Landesstaatsanwaltsrat, wird der Landeswahlvorstand vom

Generalstaatsanwalt des Freistaates Sachsen bestellt. 21

§ 55a
Bildung und Zusammensetzung des Hauptstaatsanwaltsrats

Beim Staatsministerium der Justiz und fir Europa wird ein Hauptstaatsanwaltsrat gebildet, der aus
einem Vorsitzenden und sechs weiteren Mitgliedern besteht. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter
werden aus dem Kreis der Behérdenleiter der Staatsanwaltschaften und der
Generalstaatsanwaltschaft gewahlt.

§ 55b
Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags

Zu den Staatsanwalten im Sinne dieses Teils gehdren auch die bei der Staatsanwaltschaft
beschaftigten Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags.
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§ 55¢
Gemeinsame Angelegenheiten der Richter und Staatsanwilte

In Angelegenheiten, die Richter und Staatsanwalte gleichermaBen betreffen, entsendet der
Landesstaatsanwaltsrat zwei seiner Mitglieder zur gemeinsamen Beratung und Beschlussfassung in
den Landesrichterrat.

Dritter Teil — Disziplinarverfahren

§ 56
Zustandigkeit der Dienstgerichte fiir Richter

In Disziplinarverfahren gegen Staatsanwalte, auch gegen Staatsanwalte im Ruhestand, entscheiden
die Dienstgerichte (§ 122 Abs. 4 des Deutschen Richtergesetzes). Die Vorschriften fir Richter gelten
entsprechend, soweit in den folgenden Vorschriften nichts anderes bestimmt ist.

§ 57
Bestellung der nichtstandigen Beisitzer

(1) Als nichtstandige Beisitzer wirken in den Dienstgerichten Staatsanwalte mit, die das

30. Lebensjahr vollendet haben. Sie werden auf vier Jahre vom Staatsministerium der Justiz und
fur Europa bestellt. Die Spitzenorganisationen der Berufsverbande der Staatsanwélte im Freistaat
Sachsen kénnen Vorschlage fur die Bestellung machen.

(2) Ein nichtstandiger Beisitzer tritt jeweils an die Stelle eines nach § 38 bestimmten Beisitzers.
(3) Der Dienstvorgesetzte darf in Verfahren gegen einen seiner Dienstaufsicht unterstehenden

Staatsanwalt nicht als Beisitzer mitwirken.

§ 58
Reihenfolge der Mitwirkung

Das Prasidium des Gerichts, bei dem das Dienstgericht errichtet ist, bestimmt vor Beginn des
Geschéftsjahres die Reihenfolge, in der die nichtstandigen Beisitzer herangezogen werden.

§59
DisziplinarmaBnahmen

Durch Disziplinarverfiigung kann nur ein Verweis ausgesprochen werden. 22

§ 60
Verfahren

Mit dem Fihren der Ermittlungen kann nur ein Richter oder Staatsanwalt beauftragt werden. 23

) Finfter Abschnitt
Ubergangs- und Schlussvorschriften

) § 61
Ubergangsregelungen

(1) Die Richter und Staatsanwélte werden vom Staatsminister der und fir Europa ernannt; Gleiches
gilt fur die Bestellung der Vorstande der Gerichte und Leiter der Staatsanwaltschaften.

(2) Die ersten allgemeinen Wahlen nach diesem Gesetz finden im Jahr 2004 statt.
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(3) § 12 Abs. 1 findet in der auf eine Amtszeit der Richter- und Staatsanwaltsvertretungen von finf
Jahren abstellenden Fassung erstmals Anwendung auf Richter- und Staatsanwaltsvertretungen, die
nach dem 1. April 2014 gewahlt werden.

(4) Auf Disziplinarverfahren, die vor dem 28. April 2007 eingeleitet worden sind, ist dieses Gesetz in
der bis zum 27. April 2007 geltenden Fassung anzuwenden. 24

) § 62
Ubergangsregelung zur Anhebung der Altersgrenzen
fir den Eintritt in den Ruhestand

(1) Fir Richter, denen Altersteilzeit nach § 8c dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2011
geltenden Fassung oder bis zum 31. Dezember 2011 Urlaub ohne Dienstbezlige bis zum Beginn des
Ruhestands nach § 8a Abs. 1 Nr. 2 dieses Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden
Fassung bewilligt worden ist, gelten fir den Ruhestand die Altersgrenzen des § 5 dieses Gesetzes in
der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung.

(2) § 156 Abs. 4 SachsBG gilt entsprechend. 2°

§ 63
(Inkrafttreten)

1 § 5 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Oktober 2011 (SachsGVBI. S. 380, 384)
und durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 1082)

2 § 6 Ministeriumsbezeichnung geandert durch Artikel 18 des Gesetzes vom
18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 1082) [nachfolgend im gesamten Dokument]

3 § 8 neu gefasst gedndert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013
(SachsGVBI. S. 970, 1082)

4 § 8a neu gefasst durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.

S. 970, 1082)
5 § 8b neu gefasst durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.
S. 970, 1082)
6 § 8c neu gefasst durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.
S. 970, 1082)
7 § 8d neu gefasst durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.
S. 970, 1082)
8 § 8e aufgehoben durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.
S. 970, 1082)
9 § 8f aufgehoben durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970,
1082)
10  § 12 gedndert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970,
1082)

11 § 15 gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78) und
durch Gesetz vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22)

12 § 15a eingefligt durch Gesetz vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22) und

13  bisheriger § 15a wird neu § 15b durch Gesetz vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22)
14 § 27 gedndert durch Gesetz vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22)

15  § 39 gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78)
16 § 40 gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78)

17  Drtitter Teil neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54,
78)

18  § 44a eingefligt durch Gesetz vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22)
19  § 49 geadndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78) und
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durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 1082)

20  § 53 neu gefasst durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.
S. 970, 1082)

21  § 55 geandert durch Gesetz vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22)
22  § 59 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78)
23  § 60 neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78)

24  § 61 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78) und
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970, 1082)

25  § 62 neu gefasst durch Artikel 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI.
S. 970, 1082)

Anderungsvorschriften
Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen
Art. 9, § 1 des Gesetzes vom 30. Juni 1992 (SachsGVBI. S. 287, 291)

Anderung des S&chsischen Richtergesetzes

Art. 3 des Gesetzes vom 10. November 1992 (SachsGVBI. S. 539, 540)

Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Art. 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 1996 (SdchsGVBI. S. 503, 503)

Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 16. Marz 1999 (SachsGVBI. S. 121, 125)

Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Art. 3 des Gesetzes vom 12. Marz 2002 (SachsGVBI. S. 108, 110)

Zweites Gesetz zur Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

vom 23. April 2004 (S&chsGVBI. S. 143)

Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Art. 3 des Gesetzes vom 10. April 2007 (SachsGVBI. S. 54, 78)

Drittes Gesetz zur Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

vom 19. Januar 2009 (SachsGVBI. S. 22)

Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Art. 2 des Gesetzes vom 4. Oktober 2011 (SachsGVBI. S. 380, 384)

Anderung des Richtergesetzes des Freistaates Sachsen

Art. 18 des Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (S&chsGVBI. S. 970, 1082)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.04.2014 Seite 22 von 22


https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=30187&jabs=a18
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=30187&jabs=a18
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=12784
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=10797&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=10797&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=10797&jabs=a3
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=30187&jabs=a18
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=30187&jabs=a18

	Bekanntmachung der Neufassung des Richtergesetzes  des Freistaates Sachsen
	Richtergesetz des Freistaates Sachsen  (SächsRiG)
	Erster Abschnitt  Allgemeine Vorschriften
	§ 1  Grundsatz
	§ 2  Geltungsbereich
	§ 3  Geltung des Beamtenrechts
	§ 4  Richtereid
	§ 5  Altersgrenze
	§ 6  Dienstliche Beurteilung
	§ 7  Übertragung eines weiteren Richteramts
	§ 8  Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung  aus familiären Gründen
	§ 8a  Teilzeitbeschäftigung
	§ 8b  Beurlaubung
	§ 8c  Zuständigkeit
	§ 8d  Hinweispflicht
	§ 8e  (aufgehoben) 8
	§ 8f  (aufgehoben) 9
	§ 9  Fehlerhafte Ernennungsurkunde
	§ 10  Eid der ehrenamtlichen Richter
	Zweiter Abschnitt  Richtervertretung
	Erster Teil – Allgemeines
	§ 11  Richtervertretungen
	§ 12  Wahl und Amtszeit
	§ 13  Ruhen der Mitgliedschaft
	§ 14  Rechtsweg
	Zweiter Teil – Richterräte und Landesrichterrat
	§ 15  Zuständigkeit der Richterräte und des Landesrichterrats
	§ 15a  Verfahren bei der Beteiligung des Landesrichterrates
	§ 15b  Geltung des Sächsischen Personalvertretungsgesetzes
	§ 16  Bildung und Zusammensetzung der Richterräte und des Landesrichterrats
	§ 16a  Geschäftsführung des Landesrichterrats
	§ 17  Wahlgrundsätze
	§ 18  Wahlberechtigung und Wählbarkeit
	§ 19  Wahlverfahren
	§ 19a  Wahl zum Landesrichterrat
	§ 19b  Verordnungsermächtigung
	§ 20  Gemeinsame Aufgaben von Richterrat und Personalrat
	§ 21  Gemeinsame Personalversammlung
	Dritter Teil – Präsidialrat
	§ 22  Aufgaben und Zuständigkeit des Präsidialrates
	§ 23  Bildung und Zusammensetzung des Präsidialrates
	§ 24  Wahlberechtigung und Wählbarkeit
	§ 25  Wahlverfahren
	§ 26  Anfechtung der Wahl und Ausscheiden von Mitgliedern
	§ 27  Stellvertreter des Vorsitzenden, Ersatzmitglieder
	§ 28  Ausübung des Amtes
	§ 29  Geschäftsordnung, Kosten
	§ 30  Verfahren bei der Beteiligung
	§ 31  Beschlussfassung
	§ 32  Beteiligung des Staatsministeriums der Justiz und für Europa
	§ 32a  Landespersonalausschuss in Angelegenheiten der Richter und Staatsanwälte
	Dritter Abschnitt  Dienstgerichte für Richter
	Erster Teil – Errichtung und Zuständigkeit
	§ 33  Errichtung
	§ 34  Zuständigkeit des Dienstgerichts
	§ 35  Zuständigkeit des Dienstgerichtshofs
	§ 36  Dienstaufsicht
	Zweiter Teil – Besetzung
	§ 37  Mitglieder der Dienstgerichte
	§ 38  Besetzung der Dienstgerichte
	§ 39  Verbot der Amtsausübung
	§ 40  Erlöschen und Ruhen des Amts
	Dritter Teil – Disziplinarverfahren 17
	§ 41  Anwendung des Sächsischen Disziplinargesetzes
	§ 42  Entscheidung des Dienstgerichts
	§ 43  Ermittlungen, Pfleger und Betreuer
	§ 44  Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags
	§ 44a  Revision
	Vierter Teil – Versetzungs- und Prüfungsverfahren
	§ 45  Allgemeine Verfahrensvorschriften
	§ 46  Vorläufige Untersagung der Führung der Amtsgeschäfte
	§ 47  Versetzungsverfahren
	§ 48  Einleitung des Prüfungsverfahrens
	§ 49  Versetzung in den Ruhestand ohne Antrag
	§ 50  Urteilsformel im Prüfungsverfahren
	§ 51  Aussetzung von Prüfungsverfahren
	§ 52  Kostenentscheidung in besonderen Fällen
	Vierter Abschnitt  Staatsanwälte
	Erster Teil – Allgemeines
	§ 53  Abweichende Regelungen zur Besoldung  und Versorgung von Staatsanwälten
	§ 53a  Beurteilung der Staatsanwälte
	Zweiter Teil – Vertretung der Staatsanwälte
	§ 54  Staatsanwaltsrat, Landes- und Hauptstaatsanwaltsrat
	§ 55  Bildung und Zusammensetzung der Staatsanwaltsräte  und des Landesstaatsanwaltsrates
	§ 55a  Bildung und Zusammensetzung des Hauptstaatsanwaltsrats
	§ 55b  Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags
	§ 55c  Gemeinsame Angelegenheiten der Richter und Staatsanwälte
	Dritter Teil – Disziplinarverfahren
	§ 56  Zuständigkeit der Dienstgerichte für Richter
	§ 57  Bestellung der nichtständigen Beisitzer
	§ 58  Reihenfolge der Mitwirkung
	§ 59  Disziplinarmaßnahmen
	§ 60  Verfahren
	Fünfter Abschnitt  Übergangs- und Schlussvorschriften
	§ 61  Übergangsregelungen
	§ 62  Übergangsregelung zur Anhebung der Altersgrenzen  für den Eintritt in den Ruhestand
	§ 63  (Inkrafttreten)

	Änderungsvorschriften

